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Die Einnahmen steigen
DIE LINKE im Brandenburger Landtag für Entlastung

und den 8. März als Feiertag

Schwung und Optimismus hat der Bundesparteitag der Linken in Augsburg Mitte November ver-
breitet: Die Linke wendet sich wieder ihren ureigensten Kernaufgaben zu, tritt für soziale Gerech-
tigkeit und Frieden ein. Das drückt sich auch in einem erneuerten Erscheinungsbild aus. Deshalb 

lesen Sie unsere seit 32 Jahren erscheinenden Offenen Worte, die Zeitung der Linken für den 
Barnim, ab heute auch mit neuem Layout. 

Die Linke:
Totgesagte 

leben 
länger.

Die Belastungen für Bür
ger:innen und Unternehmen 
sind hoch, aber die Einnahmen 
des Staates steigen, weil Steu
ern prozentual erhoben werden. 
Zahlt man mehr für die Lebens
mittel, kommt auch eine höhere 
Mehrwertsteuer beim Staat an. 
Steigen Löhne und Gehälter, 
wächst auch die Einkommen
steuer. 300 Millionen Euro Mehr  
einnahmen wird Brandenburg 
deshalb für 2023 haben. „Die
ses Geld soll an die Bürger:innen 
zurück gegeben werden“, meint 
Sebastian Walter, Fraktionschef 
der LINKEN im Brandenburger 
Landtag. Seine Fraktion fordert 

einen Nachtragshaushalt, um 
zum Beispiel die Beitragsbefrei
ung für Kitabeiträge zu sichern, 
um ansonsten nicht in den 
SparzwangChor einzufallen. 
(Mehr dazu auf Seite 3: Sparen 
um jeden Preis?)

Einen weiteren Vorstoß un
ternimmt DIE LINKE im Branden
burger Landtag, um den 8. März 
als Feiertag für Brandenburg zu 
installieren. Brandenburg gehört 
zu den Bundesländern mit den 
wenigsten Feiertagen bundes
weit. Bereits 2022 hatte DIE LIN-
KE deshalb beantragt, dass der 
Internationale Frauentag zum 
Feiertag wird. Damals lehnte es 

der Brandenburger Landtag ab. 
Die Länder Berlin und Mecklen
burgVorpommern haben den 
8. März inzwischen als Feiertag 
eingeführt. „Die SPD hat Ende 
November beschlossen, sich 
auch für den 8. März als Feier
tag in Brandenburg einzuset
zen, wir würden uns über eine 
Zustimmung zu unserem Antrag 
freuen“ , kommentiert Sebastian 
Walter. Die Entscheidung dazu 
fällte der Landtag Mitte Dezem
ber, nach Redaktionsschluss. 

Lesen Sie gern in den On
lineAusgaben nach unter: 
www.dielinkebarnim.de oder 
auf Facebook. bc
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Barnim: Höhere Abfallgebühren  
DIE LINKE/Bauern im Kreistag: Müll vermeiden, Kreislaufwirtschaft stärken

Kontakte zur LINKEN im Barnim und Sitzungstermine Impressum

Von Ralf Christoffers
Kreistagsabgeordneter

(DIE LINKE/Bauern)
Eine neue Abfallgebührensat

zung stand auf dem Kreistag am 
6. Dezember zur Abstimmung. 
Die Entscheidung fiel erst nach 
Redaktionsschluss, sie können 
Sie deshalb unseren OnlineAus
gaben unter www.dielinkebar
nim.de oder auf Facebook (die
linke.barnim) entnehmen. 

Die neue Abfallgebühren
satzung ist erforderlich, um die 
wachsenden Kosten der Abfall
wirtschaft decken zu können. 
Der ursprüngliche Entwurf der 
Verwaltung sah eine Steigerung 
von 24 Euro pro Einwohner:in
nen für das Jahr 2024 vor. Die
ser Vorschlag wurde durch die 
Fraktion DIE LINKE/Bauern nicht 
akzeptiert. Nach langen Debat
ten zwischen Verwaltung und 
Politik wurden Einsparpotentiale 
eruiert und in einer neuen Vorla
ge zusammengefasst. Die Stei
gerung liegt jetzt bei 19,20 Euro. 
Dies ist dem hohen Engagement 
von Rainer Dickmann (DIE LIN-

KE/Bauern) zu verdanken, der 
den zuständigen Ausschuss für 
Abfallwirtschaft leitet. 

Grund für die Erhöhung der 
Abfallgebühren sind z.B. Tarif
steigerungen, höhere Treibstoff
kosten, die CO2-Steuer und der 
notwendige Ausbau der Wert
stoffhōfe im Landkreis zur Siche
rung einer Kreislaufwirtschaft.

Die Erhöhung der Abfallge
bühren stellt eine zusätzliche 
Belastung für Haushalte und 
Unternehmen dar. Um perspek
tivisch die Kosten zu minimie
ren, ist dringend mehr Abfall
vermeidung und der Ausbau der 
Kreislaufwirtschaft erforderlich. 
Die dazu notwendigen techni
schen Voraussetzungen müs
sen aufgebaut und erweitert 
werden. Dem dient zum Beispiel 
die gerade laufende Umstellung 
auf elektronische Erfassung 
der Abfallbehälter, um künftig 
die Abholung so gestalten zu 
können, dass Müllvermeidung 
durch Haushalte und Unter
nehmen berücksichtigt werden 
kann. 

Unabhängig davon ist die 
Fraktion Die Linke/Bauern der 
Auffassung, dass zur Umset
zung einer Kreislaufwirtschaft 
neben den Gebühren neue Fi
nanzierungsmöglichkeiten ge
funden werden müssen. Dem 
diente der Antrag unserer Frak
tion, den Kreiswerken einen In
vestitionszuschuss von 800.000 

Euro zu gewāhren, um wach
sende Investitionen in diesem 
Bereich zu gewährleisten und 
zugleich die Gebühren für Ver
braucher:innen abzufedern. Der 
Vorschlag wird gegenwärtig in 
den Ausschüssen beraten, um 
für die nächsten beiden Jahre 
2024/2025 eine neue Finanzie
rungsmöglichkeit zu schaffen.

Gelb, blau, braun, 
schwarz – ein 

vielfältiges Entsor-
gungsangebot im 

Barnim. 
DIE LINKE:

Nun muss weiter 
in eine nachhaltige 

Abfallwirtschaft 
investiert werden.

Foto: bc
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Sparen um jeden Preis?
Die Barnimer LINKE hat ihre Kandidaten für die Landtagswahl am 22. September 2024 gewählt:

Sebastian Walter für Eberswalde, Matthias Holz für Bernau und Panketal.
Was sagen sie dazu, dass FDP, SPD, CDU und Grüne nun um Kürzungen statt um Investitionen streiten?

„Sparen ist das Gebot der 
Stunde, ... wir haben ein Ausga
be und kein Einnahmeproblem“, 
so wiederholen es vor allem FDP 
und CDU gebetsmühlenartig 
seit das Bundesverfassungs
gericht am 15. November fest
gestellt hat, dass 60 Milliarden 
Euro aus den ursprünglichen 
CoronaHilfsfonds nicht einfach 
hätten für andere Zwecke ver
wendet werden können. 

Das Totschlagargument: 
Sparen muss man auch zu Hau
se, wenn das Geld nicht reicht. 
Spätestens dann sind viele 
Menschen argumentativ „raus“, 
tja, dann muss wohl wieder ge
kürzt werden. Und wo zuerst? 
Im Sozialen Bereich, bei denen, 
die am wenigsten oder keine 
Lobby haben. 

Aber stimmt das so?

Matthias Holz, Stadtverord
neter für DIE LINKE in Bernau, 
will im nächsten Jahr in den 
Landtag einziehen. Er kennt das 
Haushaltsargument, das der 
„schwäbischen Hausfrau“ und 
ihrer Sparsamkeit zugeschrieben 
wird, gut. Schließlich wurde er in 
Schwaben geboren. „Aber einen 
privaten Haushalt mit einem 
Staatshaushalt zu vergleichen, 
das geht gar nicht“, meint der 
studierte Politikwissenschaftler. 
„Ein Staat hat ganz andere Auf
gaben, muss in die Zukunft in
vestieren, in Kinder, Ausbildung 
und Technologien. Es ist Angst
macherei, den Menschen einzu
reden, dass der Staat nicht mehr 
Schulden machen dürfe.“

Die Verschuldungsquote 
Deutschlands liegt innerhalb der 
EU niedrig. Sogar trotz der ho
hen Ausgaben während der Co
ronaKrise ist die Verschuldung 
auf rund 65 Prozent gefallen. 
Es wäre also sinnvoll, Investitio
nen mit Krediten zu finanzieren, 
wenn sie die Wirtschaft ankur

Sebastian 
Walter,

33 Jahre

Matthias 
Holz,

37 Jahre

Der Dritte im Bunde der LINKEN: 
Er will als Kandidat für den 
Wahlkreis 15 (Ahrensfelde, 
Biesen thal-Barnim, Britz-

Chorin-Oderberg, Wandlitz, 
Werneuchen) ins Rennen um 
das Landtagsmandat gehen. 

Alexander Horn, 38 Jahre, 
IT-Systemelektroniker, verhei-
ratet, 5 Kinder, Fraktionschef 
der LINKEN in Werneuchen.

Nominierung am 18. Dezember. 

Investitionen in 
die Zukunft 
sind nötig!

beln. Oder wenn sie Zukunfts
aussichten der nächsten Gene
ration verbessern. 

Das sieht Sebastian Walter 
auch so, er ist Fraktionschef 
der LINKEN im Brandenburger 
Landtag. Eine Industriestiftung 
für Brandenburg ist sein jüngs
ter Vorschlag, den er am 21. 
November vorstellte. Aktueller 
Anlass dafür war die Ankün
digung des Reifenherstellers 
Goodyear, die Produktion in 
Fürstenwalde in 4 Jahren einzu
stellen. Aber es ist ein generel
les Anliegen für DIE LINKE: „Es 
muss eine breite industrielle Ba
sis in Brandenburg geben, das 
Land darf sich nicht nur abhän
gig von Tesla machen“, meint 
Walter. Wenn das Land in eine 
Stiftung investiert, könne zum 
Beispiel auch gesichert werden, 
dass das PCK in Schwedt für 
die Zukunft umgebaut werde. 
„Es kann nicht so weiter ge-
hen, dass die Kosten von Wirt-
schaftsstrukturanpassungen 
die Allgemeinheit bezahlt, die 
darauffolgenden Gewinne aber 
privatisiert werden“, machte 
Sebastian Walter deutlich. „Na
türlich geht es um die Frage: 
Wem gehören die Produktions
mittel“, erläutert Walter ein Ge
sellschaftsverständnis, das da
rauf abzielt, Beschäftigte sowie 
die Entwicklung der Regionen 
und der Umwelt in den Mittel
punkt zu stellen. 

Diese Idee ist nicht neu. Das 
Saarland zum Beispiel brachte 
seine im Landesbesitz befind
lichen Anteile an Stahlwerken 
in eine Stiftung ein. Über ver

schiedene Beteiligungen hat die 
Stiftung faktisch die Kontrolle 
über die saarländische Stahlin
dustrie, sie gehört sich faktisch 
selbst, unterstützt Wissenschaft 
und Forschung, Maßnahmen 

gegen Arbeitslosigkeit und Fort
bildung. „Eine solche Konstruk
tion, die die Selbstständigkeit 
von Unternehmensführungen 
beibehält, aber dennoch gesell
schaftlichen Einfluss sichert, ist 
ein Kompromissvorschlag, dem 
auch die SPD und die Grünen in 
Brandenburg folgen könnten“, 
erklärt Sebastian Walter den 
Vorstoß seiner Fraktion. 

Und manchmal ist auch die 
Prioritätensetzung einfach nicht 
richtig. Das kennt Matthias Holz 
auch aus der Bernauer Stadt
verordnetenversammlung: „Wir 
geben für eine Lärmmessung 
20.000 Euro aus, im Finanzaus
schuss aber fällt der Vorschlag 
durch, den gleichen Betrag für 
eine Sozialberatung auszuge
ben“. Zum Glück hat sich DIE 
LINKE hier durchgesetzt (siehe 
Seite 5). Dennoch stellt sich für 
Holz auch immer wieder die Fra
ge: Mit welchem Geldeinsatz 
wird was erreicht? Er enga
giert sich zum Beispiel seit Jah
ren dafür, dass in Bernau eine 
Leichtathletikanlage mit einer 
400-Meter-Bahn gebaut wird, 
die im gesamten Großraum fehlt. 
„Hier gibt es soviel ehrenamt
liches Engagement, soviel Ein
satz von Trainer:innen für den 
Sport von Kindern – das sind In
vestitionen, die für den sozialen 
Zusammenhalt wichtig sind.

Sebastian Walter formuliert 
es für DIE LINKE im Branden
burger Landtag eindeutig: „Wir 
wollen, dass die 2009 unter 
CDU-Führung ins Grundge-
setz aufgenommene Schul-
denbremse abgeschafft wird, 

damit Deutschland wieder 
investieren kann“, erklärt der 
LINKEN-Politiker. Allerdings 
könnte es dafür nur mittelfris
tig Mehrheiten geben. „Aktuell 
fordern wir die Landesregierung 
auf, für Brandenburg die Not
lage zu erklären, um Gelder für 
den Strukturwandel zu sichern“, 
betont Walter. SchleswigHol
stein hat dies bereits Ende No
vember getan. Eine langfristige 
Lösung könnte auch ein „Trans
formationsfonds“ sein, der im 
Grundgesetz verankert wird. bc

Fotos: v. Dühren, bc, privat
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Ahrensfelde: Mitmachen
Die Einwohner:innenbeteiligungssatzung wurde am 20. November geändert

Panketal: 
Gedenken an Kriegsopfer

Die Linke am 19. November: Sicherheit schaffen, die Kriege verhindert.

Von Christina Emmrich
Fraktionsvorsitzende

DIE LINKE/Gemeindevertretung
Mit dem § 13 der Branden

burger Kommunalverfassung 
wird den Kommunen freigestellt, 
wie sie die förmliche Einwohner
beteiligung regeln. 

In der Sitzung der Gemein
devertretung Ahrensfelde am 
20. November wurde einstim
mig die 1. Änderung der Einwoh
ner*innenbeteiligungssatzung 
beschlossen. Wir fassten darin 
den § 4 neu.

Voraus gegangen waren in
tensive Diskussionen in Sitzun
gen der Gemeindevertretung 
und im Hauptausschuss. In den 
letzten Monaten verstärkte sich 
vor allem in der Einwohner
schaft der Wunsch nach Befra
gungen, um Stimmungsbilder 
zur Entwicklung der Gemeinde 
einzufangen. Nicht immer unei
gennützig, sondern nicht selten 
mit der Absicht, möglichst jede 
Entwicklung zu verhindern.

Schriftliche Befragungen 
dauern lange und sind personal 

und kostenintensiv. Deshalb 
entschied sich die Gemeinde
vertretung dafür, Einwohnerbe
fragungen grundsätzlich als On
lineBefragung stattfinden zu 
lassen. Das heißt natürlich nicht, 
dass die Gemeindevertretung 
per Beschluss nicht auch ande
re Formen festlegen kann.

Schnell kam von einigen an
wesenden Gästen der Sitzung 
der Vorwurf auf, wir Gemein
devertreter:innen wollen alle 
ohne Tablet und Handy von 
den Befragungen ausschließen. 
Dies wird nicht der Fall sein. Wir 
haben gerade dazu viele Ideen 
entwickelt und sind zu guten 
Lösungen gekommen. 

Wichtige Fragen, wie z. B. die 
Anonymität der Befragung und 
die einmalige Teilnahme, wur
den in diesem Zusammenhang 
ebenfalls gelöst.

Die OnlineBefragung er
möglicht auch unkompliziert die 
Konzentration auf Ortsteile oder 
bestimmte Personen bzw. Al
tersgruppen.

Geändert haben wir die Zu

ständigkeit 
für die Ent
scheidung 
zu Befra
g u n g e n . 
Bisher tat 
dies der 
B ü r g e r 
m e i s t e r , 
nun die Ge
meindever
tretung.

Es gibt 
jetzt klare 
Grundsät
ze, nach 
denen die 
Verwaltung 
diese Be
fragungen 
zu organi
sieren hat. Dass ist sowohl für 
Fragesteller:innen als auch für 
die Durchführenden eine siche
re Grundlage.

Ich finde Befragungen zu 
wichtigen Angelegenheiten eine 
gute Ergänzung zur Vorberei
tung von Beschlüssen der Ge
meindevertretung. Sie sind und 

bleiben jedoch Empfehlungen. 
Das wird sicher immer wieder 
ein Knackpunkt sein, da die Er
wartungen häufig andere sind. 

Im Februar kommenden Jah
res wird diese Satzung in Kraft 
treten. Bis dahin sind noch eini
ge technische Details zu klären.

Ich bin schon auf die erste 
Umfrage gespannt.

Gespannt auf
Umfragen 

Von Lothar Gierke,
Panketal

Dem von den Panketaler 
Ortsgruppen der SPD und der 
LINKEN initiierten Gedenken 
für die Opfer von Krieg und 
Gewaltherrschaft folgten am 
Volkstrauertag, dem 19. No
vember, rund 50 Bürgerinnen 
und Bürger. Treffpunkt war der 
Gedenkstein für die gefallenen 
Soldaten des ersten Weltkrie
ges neben der Schwanebecker 
Dorfkirche. Gedacht wurde nicht 
nur der Gefallenen des ersten 
Weltkrieges, sondern auch den 
vielen zivilen Opfern insbeson
dere der beiden Weltkriege des 
vorigen Jahrhunderts. Es zeugt 
von tiefer Menschlichkeit, wenn 
die vielen Opfer von kriegeri
schen Auseinandersetzungen 
nicht vergessen werden. Der 
Blick auf die aktuelle Weltlage 
macht sichtbar, dass zahlreiche 
politischen Entscheider leider 
auch im 21. Jahrhundert nicht 
willens sind, auf Kriege als Mit
tel der Politik zu verzichten. Das 

Ergebnis ist fatal und erzeugt 
bei einem Großteil der Bevölke
rung ein Gefühl von Ohnmacht 
und Hilflosigkeit, aber auch ein 
großes Bedürfnis, sich in öf
fentlichen friedenspolitischen 

Die Worte des Gedenkens und Mahnens kamen vom Ortsvorsteher Schwanebecks, Lutz Grieben 
(DIE LINKE, Bildmitte), Panketals Bürgermeister, Maximilian Wonke, Martina Maxi Schmidt (Vorsit-

zende SPD Ortsverein Bernau) und von Peter Vida (Freie Wähler).  Foto: privat

Aktionen dagegen zu stemmen. 
Die Antwort auf kriegerische 
Auseinandersetzungen muss 
sein, endlich eine internationale 
Sicherheitsarchitektur zu schaf
fen, mit der Kriege bereits im 

Prozess ihres Entstehens ein
gehegt werden können. Kriege 
sind letztlich Ausdruck des Un
willens oder des Unvermögens, 
Lösungen auf diplomatischem 
Wege zu schaffen.
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Bernau: Mobile Sozialberatung
DIE LINKE setzt soziale Schwerpunkte im Haushalt

Werneuchen: Wassergeldhilfe 
DIE LINKE beantragt Fortsetzung der Entlastung für das Jahr 2024

Von Karen Mohr
Stadtverordnete (DIE LINKE)

In der Stadt Werneuchen gilt 
für 2023 eine Wassergeldhilfe. 
Sie wurde im Juli nach mona
telangen Debatten rückwirkend 
zum 1. Januar 2023 beschlos
sen. Vorausgegangen war ein 
Vorschlag der Stadtverwaltung 
zu einer Gebührenerhöhung für 
Wasser und Abwasser um rund 
70 Prozent. Im Mai kam dann 
nach mehreren entscheidungs
losen Stadtverordnetenver
sammlungen Bewegung in die 
Angelegenheit. Auf der Basis ei
ner Einnahme aus dem Solarpark 
in Höhe von knapp einer Million 
Euro wird ein Zuschuss an den 
Eigenbetrieb Werneuchens ge
zahlt. Damit wird der Gebüh
renanteil, den die Bürger:innen 
tragen müssen, gesenkt. Die 
Kosten sind nun für das Jahr 
2023 gestaffelt und gedeckelt: 
Jeweils für Wasser, Abwasser 
und dezentrales Abwasser zahlt 
man pro Person bis 28 Kubik
meter die bisherigen Gebühren 
von 1,97 Euro (Wasser), 2,84 
Euro (Abwasser) und 4,98 Euro 
(dezentrales Abwasser). Von 28 
bis 35 Kubikmeter je Person den 

zweieinhalbfachen Satz und da
rüber hinaus werden 4,91 Euro 
(Wasser), 3,18 Euro (Abwasser) 
und 12,18 Euro (dezentrales Ab
wasser) fällig. Damit werden die 
Menschen „belohnt“, die sorg
sam mit der Ressource Wasser 
umgehen. Maximal liegt der Zu
schuss damit bei 295 Euro pro 
Person im Jahr. 

Diese so genannte Wasser
geldhilfe muss beantragt wer
den. Den Antrag erhält jede:r 
Abnehmer:in mit dem entspre
chenden Bescheid. Bis zum 31. 
Oktober 2024 müssen alle An
träge beim Eigenbetrieb Wasser
ver und Abwasserentsorgung 
Werneuchen eingegeangen sein. 

Diese sozialverträgliche Lö
sung war durch Intervention der 
Linken, durch SPD/WiW, durch 
Bürger:innen möglich geworden. 
DIE LINKE beantragte nun auf 
der Stadtverordnetenversamm
lung am 13. Dezember, dass die 
Wassergeldhilfe auch für das 
Jahr 2024 fortgeführt wird (Er-
gebnis nach Redaktionsschluss; 
online unter dielinke-barnim.
de). Die vorliegende Kalkulation 
der Gebühren für den Bereich 
Wasserversorgung umfasst die 
Jahre 2023 und 2024. Deshalb 

rung der kalkulierten Gebühr im 
Bereich Trinkwasser, zentralem 
Abwasser und dezentralem Ab
wasser zuzuführen. 

Im Jahre 2023 wurde die 
Beitragsatzung zur Wasser
versorgungssatzung der Stadt 
Werneuchen angepasst. Damit 
erhält der Eigenbetrieb höhere 
Einnahmen. Andererseits kann 
noch nicht ermittelt werden, 
wie hoch die Inanspruchnahme 
der WassergeldhilfeRichtlinie 
durch die Abnehmer:innen aus

fällt. Daher ist die Höhe des Zu
schusses gemeinsam mit dem 
Eigenbetrieb für Wasserversor
gung und Abwasserentsorgung 
der Stadt Werneuchen aufgrund 
des zur Verfügung stehenden 
Geldbetrages aus dem Haushalt 
der Stadt zu ermitteln und fest
zulegen. Damit alle Anspruchs
berechtigten Bescheid wissen, 
beantragt DIE LINKE zugleich, 
dass die Abnehmer:innen auf 
die WassergeldRichtlinie hin
gewiesen werden.

Bezahlbare
Wasserpreise 

OW-Beitrag/mh
Die Diskussionen um den Ber
nauer Haushalt für das kom
mende Jahr waren zäher als 
sonst. Die multiplen Krisen der 
letzten Jahre und die daraus 
resultierenden Mehrkosten bei 
Strom, Energie und allen wei
teren Bereichen hatten sich 
bei gleichzeitig schrumpfenden 
Einnahmen auch auf den städ
tischen Finanzplan ausgewirkt.
Trotz der schwierigen Situati
on wollte die Stadtfraktion der 
LINKEN aber soziale Schwer
punkte im Haushalt verankern. 
Hierzu gab es einerseits einen 
gemeinsamen Antrag mit der 
SPD und den Grünen, um einen 
Streetworker oder eine Street
workerin in Bernau zu instal
lieren. Ziel ist es, die vermehrt 
aufkommenden Probleme mit 
Jugendlichen in den Griff zu 
bekommen und für Jugendliche 
Ansprechpartner und zur Ver
fügung zu stellen. 

Außerdem wurde die im letz
ten Haushalt von den LINKEN 
beantragte „Mobile Sozialbe
ratung“ auch in diesem Jahr 
wieder beschlossen. Über 100 
Beratungen bei bisher 10 Bera
tungsterminen, dazu Vorträge 
und Veranstaltungen zu The
men wie Patientenverfügung, 
Bürgergeld und barrierefreies 
Wohnen haben die mobile So
zialberatung zu einem echten 
Erfolgsprojekt gemacht. 
Trotzdem gab es um das Pro
gramm in den Ausschüssen 
Diskussionen. Diskussionen, 
die es angesichts von der „Am
pel“-Regierung zusammenge
strichenen Leistungen im sozi
alen Bereich nicht geben sollte.
In einer bundesweiten Umfrage 
der Arbeiterwohlfahrt, des Pari
tätischen Wohlfahrtsverbandes 
und der Diakonie Deutschland, 
an der mehr als 2700 gemein
nützige Organisationen und 
Einrichtungen teilgenommen 
hatten, bestätigten 40 Prozent 

der Teilneh
mer, dass sie 
bereits Leis
tungen in ih
ren Bereich 
e inschrän
ken oder 
s t r e i c h e n 
mussten. 65 
Prozent ge
hen davon 
aus, dass 
sie weiterhin 
Le istungen 
kürzen oder 
e inschrän
ken müssen.
Im Zuge 
der Debatte 

zu Recht. Aber dann lassen Sie 
uns doch jetzt nicht die glei
chen Fehler machen und bei 
denen sparen, die es am nötigs
ten haben.“
Einer Argumentation, der sich 
eine Mehrheit der Stadtverord
neten schlussendlich anschlie
ßen konnte.

Streetworker:in
für Jugendliche 

wollen wir die 
Abnehmer:in
nen auch für 
das nächste 
Jahr finanzi
ell entlasten. 
Deshalb ist 
dem Wer
n e u c h e n e r 
Eigenbetrieb 
für Wasser
versorgung 
und Abwas
s e r e n t s o r
gung im Jahr 
2024 noch
mals ein nicht 
rückzahlba
rer Zuschuss 
zur Reduzie

kommentierte der Stadtverord
nete Matthias Holz, gleichzeitig 
der Landtagskandidat der LIN-
KEN für Bernau und Panketal, 
die Diskussion um die mobile 
Sozialberatung wie folgt: „Wir 
kritisieren von hier aus häu
fig die Politik der Bundes und 
Landesregierung und das auch 
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Eberswalde: Hilfe für Kuba
In Eberswalde wurden bereits über 1.000 Brillen und Hörgeräte gesammelt

Von Margit Streblow
Ein Anruf der kubanischen 

Botschaft im Frühjahr 2023 
machte mich auf die Aktion auf
merksam: Brillen und Hörgeräte 
für Kuba sammeln, denn wegen 
der US-Blockade fehlt es an al
lem. Am gleichen Nachmittag 
fragte ich bei Dietmar Ortel von 
Optic Ortel Eberswalde nach 
und bekam eine Einladung für 
den nächsten Tag zur Übergabe 
von Brillen und Hörgeräten an El
len Berger, die im März 2023 zu 
ihrer kubanischen Familie nach 
Santa Clara fahren und diese 
als Spende für ein dortiges Ge
sundheitszentrum mitnehmen 
wollte. Über 1.000 Brillen und 
Hörgeräte waren von einer Op
ticOrtelPraktikantin gereinigt, 
repariert, vermessen und mit 
den Maßen versehen einzeln in 
kleinen Tüten verpackt worden. 

Drei bei der Spendenüber
gabe anwesende Eberswalder 
entschieden sich spontan, die 
Flugkosten für einen weiteren 
BrillenKoffer zu übernehmen. 

Immer wieder werden Brillen 
und Hörgeräte bei Optic Ortel 
abgegeben und aufbereitet, die 
auf die Reise nach Kuba warten. 
Gern können weiter Spenden 
abgegeben werden.

Während einer Informations
veranstaltung zur Brillen und 
Hörgerätespende im Rahmen 

der Interkulturellen Wochen des 
Landkreises Barnim am 5. Sep
tember in der Sparkasse Barnim 
gab es eine Zusage, die Flug
kosten für weitere Koffer mit 
Brillen und Hörgeräten zu über
nehmen. Wer also nach Kuba 
fährt und einen zusätzlichen 
Koffer mitnehmen kann, meldet 
sich bitte per Mail an: 
margit-streblow@web.de. 

Die drei oben erwähnten Kof
ferSpender waren 2022 mit dem 
Hamburger Verein aubiko e.V. auf 

einer 12tägigen Bildungsreise 
zum Thema „Nachhaltigkeit und 
Umwelt“ im Westen Kubas un
terwegs gewesen. Neben inter
essanten Gesprächen im Land
wirtschaftsministerium, bei einer 
Umweltstiftung oder in der Land
wirtschaftsUniversität wurden 
in Havanna auch das Zentrum 
Fidel Castro Ruz sowie das Öko
Dorf „Las Terrazas“ etwa 70 Ki
lometer westlich von Havanna 
und ein Berg dorf in der Provinz 
Villa Clara besucht. Dort geht 

es vor allem um die Umsetzung 
des „Plan Turquino“, ein vom ku
banischen Staatsrat auf Initiative 
von Fidel Castro 1987 ins Leben 
gerufenes Programm, damit in 
den Berg und anderen schwer 
zugänglichen Regionen Kubas 
eine integrale und nachhaltige 
Entwicklung vorangebracht wird. 
Ziel ist es, die Produktionsanfor
derungen mit sozialen Entwick
lungen, dem Erhalt der Natur, der 
Stärkung der Verteidigung des 
Landes zu verbinden und dabei 
alle betroffenen Institutionen 
und Organe des Landes einzu
beziehen. So gibt es in jedem der 
Berg dörfer immer eine Grund
schule, eine Apotheke, eine 
Krankenstation, ein Kulturhaus, 
einen Sportplatz und Erwerbs
möglichkeiten für die Einwohner. 
Im Bergdorf Jibacoa, welches wir 
besuchten, sorgt dafür der Kaf
feeanbau, bei dem der Staat die 
Abnahme garantiert und die Ver
marktung übernimmt.

Interesse an 
Bildungsreise?
Im Februar 2024 findet die 

inzwischen vierte Bildungsrei
se statt. Weitere Informationen 
siehe: https://aubiko.de/bildungsur-
laub-fuer-erwachsene/kubareise/. Die 
Reise ist als Bildungsurlaub im 
Land Brandenburg anerkannt. 

V.l.n.r.: Ellen Berger, Dietmar Ortel, Wirtschafts- und Handelsrätin 
Anamary Suárez Quiñones und Handelsrat José Antonio Orozco sowie 

Margit Streblow freuen sich über rund 1.000 gespendete Brillen und 
Hörgeräte, die nach Kuba geschickt werden.    Foto: Wolfgang  Frick

Vereinte Nationen verurteilen Blockade gegen Kuba
Interview mit Juana Martínez González, Botschafterin Kubas in Deutschland

Auf der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen (UN) ha-
ben am 1./2. November 187 Staa-
ten für die Resolution zur Auf-
hebung der US-Blockade gegen 
Kuba gestimmt. Nur die USA und 
Israel stimmten dagegen, die Uk-
raine enthielt sich. Wie bewerten 
Sie das?

Seit mehr als drei Jahrzehn
ten fordert die Generalver
sammlung der UN jedes Jahr 
die Einstellung dieser Politik 
der USA gegenüber Kuba. Wir 
wissen, dass die Blockade als 
Akt des Völkermords klassifi
ziert wird, weil durch sie Kuba 
von lebenswichtigen Importen 
abgeschnitten wird. Mehr als 
80 Prozent der gegenwärtigen 
kubanischen Bevölkerung wur
de unter den Bedingungen der 
Blockade geboren. 

Zumindest in den letzten 
Jahren gab es keinen Präze
denzfall, in dem eine Resolution 

der UN-Generalversammlung 
so eindeutig mit 187 Stimmen 
angenommen wurde.

Auf einem Tribunal zur 
US-Blockade am 16. und 17. No-
vember in Räumen des EU-Parla-
mentes in Brüssel befassten sich 
5 Ankläger:innen mit den Auswir-
kungen  der Blockade auf die ku-
banische Bevölkerung. 

Das Tribunal hatte ein poli
tisches Ziel: Vor der Welt und 
insbesondere der europäischen 
Öffentlichkeit die exterritoria
len Auswirkungen der Blockade 
auf Europa sowie die einseiti
gen Zwangsmaßnahmen, die 
sich aus der Aufnahme Kubas 
in die Liste Terror unterstützen
der Länder durch die USA erge
ben, anzuprangern. Gleichzeitig 
setzte man sich für die Beibe
haltung des zwischen Kuba, der 
Europäischen Union und ihren 
Mitgliedstaaten bestehenden 
Abkommens über politischen 

Dialog und Zusammenarbeit ein.
Was waren die wichtigsten 

Punkte aus dem Schuldspruch?
Die Sanktionen verletzen 

eindeutig die Souveränität von 
Kuba. Die von den USA aufer
legten Sanktionen gegen Kuba 
verletzen zudem zahlreiche 
Menschenrechte.

Denn Ziel der Sanktionen ist 
es, den Handel Kubas mit an
deren Ländern einzuschränken, 
die Ein und Ausfuhr wichtiger 
Waren und Dienstleistungen zu 
blockieren und Finanztransakti
onen zu verhindern. 

Die zahlreichen Sanktionen 
und Gesetze der USA, auf die 
sie sich berufen, sind rechts
widrig und müssen aufgehoben 
werden. Die USA müssen den 
Schaden, der dem kubanischen 
Staat, seiner Wirtschaft und sei
nen Bürger:innen entstanden ist, 
ersetzen. 

Wie kann ich mit Kuba Solida-
rität üben?

Es gibt viele Möglichkeiten. 
Kuba braucht mehr Stimmen 
in der Welt, um die kubanische 
Realität von einem objektiven 
Standpunkt aus und ohne po
litische Voreingenommenheit 
bekanntzumachen. Deshalb 
möchte ich alle Leserinnen und 
Leser einladen, Kuba zu besu
chen. Verpasst nicht die Mög
lichkeit, unser Land mit seinen 
Stärken und Schwächen mit ei
genen Augen anzuschauen.

Übersetzung: Margit Streb
low, stark gekürzt; vollständiges 
Interview in der Lese-
ecke der „Offenen 
Worte“ auf www.
dielinkebarnim.de.

Tipp: Für 2024 ist eine Veranstal
tung mit Kubas Botschafterin im Di
plomatischen Salon der HoeckStif
tung in Eberswalde geplant.
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LINKE im Brandenburger Landtag:
Staatsvertrag für Lehrkräfte

DIE LINKE: Bessere Perspektive für Schüler:innen

Solidaritätsgesetz 
für soziale Vereine
DIE LINKE: Hilfsangebote brauchen 

sichere Finanzierung

Waldarbeiter:innen 
werden gebraucht
Landtag beschloss Aufstockung der 

Ausbildungsplätze auf Antrag der LINKEN
Von Andreas Büttner,

Landtagsabgeordneter
Grundlage einer solidari

schen Gesellschaft ist ehren
amtliches Engagement – ein
gebettet in einer vielfältigen 
sozialen Trägerlandschaft. Al
lerdings leidet diese aktuell 
unter mehreren Problemen wie 
Inflation, Corona und Energie
krise und kann daher kaum eine 
nachhaltige Ehrenamtsstruktur 
aufrechterhalten.

Das wird durch ein Finan
zierungssystem verschlimmert, 
das auf Projektfinanzierung 
ausgerichtet und deshalb nicht 
zuverlässig ist. Die Projektfinan
zierung basiert auf Innovatio
nen, das heißt, dass die Träger 
sich immer wieder Neues einfal
len lassen müssen, um Gelder 
zu erhalten. In einer Zeit ständig 
wechselnder Krisen, die vor al
lem nach Sicherheit und Konti
nuität verlangt, ist dies der völ
lig falsche Ansatz. Weder den 
krisenbelasteten Trägern noch 
den vielen Menschen, die durch 
sie Hilfe und Unterstützung 
erfahren, helfen zum jetzigen 
Zeitpunkt ständig wechselnde 
und neue Angebote. Sie brau

Von Kathrin Dannenberg
Landtagsabgeordnete

Unverändert leiden die 
Schulen massiv unter Fachkräf
temangel: Erst vor kurzem hat 
das Aktionsbündnis „#Bildungs
wende jetzt!“ mit einem überre
gionalen Protesttag darauf auf
merksam gemacht. Grund ist ein 
bundesweites Ausbildungsdefi
zit von 18 Prozent.

Auch Brandenburg bildet 
nicht einmal die Hälfte der 
Lehrkräfte aus, die wir einstel
len müssten. Konkret bedeutet 
das, dass in Brandenburg in den 
nächsten Schuljahren mindes
tens 1.800 Lehrkräfte pro Jahr 
fehlen. Die Folgen tragen unse
re Schüler:innen, die Lehrkräfte 
und schlussendlich das ganze 
Land. Wie die letzten IQB-Bil

dungstrendErgebnisse zeigen, 
ist die Bildungsqualität drama
tisch gesunken.

Um das Problem nachhaltig 
zu lösen, müssen alle Bundes
länder gemeinsam handeln. Des
wegen fordert die Fraktion der 
Linken die Landesregierung auf, 
sich für einen Staatsvertrag zur 
Deckung des Lehrkräftebedarfs 
einzusetzen. Dieser Staatsver
trag soll einerseits alle Bundes
länder rechtlich dazu verpflich
ten, die Lehrkräfteausbildung 
gemeinsam zu koordinieren, 
bedarfsgerecht auszubilden und 
gemeinsame Standards in der 
Lehrkräfteprognose einzuhalten 
sowie andererseits sicherstel
len, dass der Bund die Länder 
in Form eines Länderausgleichs 
finanziell unterstützt.

Mit dem fadenscheinigen Ar

1.800 
fehlen pro 

Jahr 
in Branden-

burg:

Mehr 
Lehrer:innen 

ausbilden

gument, dass dieser Prozess zu 
langwierig sei, wurde unser An
trag von der Koalition aus CDU, 
SPD und Grünen Ende Novem
ber abgelehnt. Doch wir bleiben 

weiter dran und fordern: Schluss 
mit dem unsolidarischen Län
derwettstreit um Lehrkräfte, hin 
zu einem kooperativen Födera
lismus im Bildungsbereich.

chen Kontinuität, Verlässlichkeit 
und Sicherheit. 

Hinzu kommt, dass Träger 
in der Projektfinanzierung Ei
genanteile leisten müssen, die 
sie aufgrund jahrelanger chro
nischer Unterfinanzierung bei 
stetig steigenden Kosten nicht 
mehr leisten können.

Unter diesen unsicheren 
Vor aussetzungen kann auch 
kein qualifiziertes Fachpersonal 
gehalten werden. Darunter lei
den Seniorinnen und Senioren 
in Mehrgenerationenhäusern, 
Familien mit Unterstützungsbe
darf in Familienzentren, Frauen 
in Gewaltsituationen, die Hilfe 
in Beratungsstellen und Frauen
häusern suchen.

Mit dem von der Landtags
fraktion der Linken im Oktober 
Landtag geforderten Solida
ritätsgesetz soll die Projektfi
nanzierung auf eine pauschale 
Förderung umgestellt werden. 
Wir setzen uns dafür ein, dass 
die Träger verlässlich gefördert 
werden und ihre Arbeit langfris
tig planen können. Diese wich
tigen Strukturen müssen unbe
dingt beibehalten werden. Der 
Landtag lehnte das Gesetz ab.

Von Thomas  Domres
Landtagsabgeordneter

Die Herausforderungen an 
die Bewirtschaftung und Be
treuung des Waldes in Zeiten 
des Klimawandels sind immens 
– und damit auch der Bedarf an 
entsprechend gut ausgebilde
tem Fachpersonal.

In der Waldarbeiterschule 
Kunsterspring bildet der Lan
desbetrieb Forst jährlich 30 
Waldarbeiter:innen aus. Das 
wird jedoch bei weitem nicht 
ausreichen: Allein der Landes
betrieb selbst erwartet in den 
nächsten Jahren einen höhe
ren Einstellungsbedarf. Trotz
dem hat die Landesregierung im 
Rahmen der aktuellen Forstre

form die Ausbildungskapazitä
ten nicht erhöht.

In der letzten Landtagssit
zung hat die Fraktion der LIN-
KEN deshalb ein Konzept ein
gefordert, das eine deutliche 
Aufstockung der Ausbildungs
plätze beim Landesbetrieb Forst 
vorsieht, damit künftig mehr 
Waldarbeiter:innen ausgebildet 
werden können. Die Koalitions
fraktionen und BVB/Freie Wäh
ler schlossen sich unserem An
trag im Nachhinein an, sodass er 
im Landtag eine Mehrheit fand. 
Das Konzept soll nun bis Anfang 
2024 vorgelegt werden. Umge
setzt werden muss es dann von 
der nächsten Landesregierung 
nach der Wahl im September. 

Waldumbau 
braucht 

qualifiziertes 
Personal
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Frauengeschichte(n)
Lili Elbe

Von Gisela Zimmermann
Lili Elbe wurde am 18.12.1882 

in Vejle, Dänemark als Einar We-
gener geboren. Er war einer der 
ersten Menschen, der sich sein 
Geschlecht durch eine Operati-
on umwandeln ließ. Sein Vater 
war Kaufmann. Seine drei Brü-
der hänselten ihn oft wegen sei-
ner hohen Stimme, wegen seiner 
blonden Locken wurde er oft für 
ein Mädchen gehalten. Während 
der Schulzeit prügelte er sich 
allerdings wie ein „richtiger Jun-
ge“. Im Schwimmunterricht fühl-
te sich Einar sehr unwohl wegen 
seines zarten Körperbaus. 

Nach Abschluss des Gym-
nasiums begann er ein Studi-
um an der Königlich Dänischen 
Kunstakademie in Kopenhagen. 
Dort lernte er Gerda kennen, 
beide verliebten sich und nach 
einem Jahr heirateten sie. Jah-
re später waren sie als Maler in 
der europäischen Künstlerszene 
sehr begehrt. Am 05.03.1930 
wurde Einar in Berlin das erste 
Mal operiert, nachdem er nach 
starken Schmerzen im Unterleib 
und u.a. von Magnus Hirschfeld 
beraten wurde. Kurz danach ver-
änderte sich seine Stimme, seine 
Gesichtszüge wurden weicher. 
Einar wurde bereits als Frau 
wahrgenommen. Die eigentliche 
geschlechtsangleichende Ope-
ration erfolgte in der Frauenklinik 
in Dresden von Prof. Warnekros. 
Aus Einar war Lili gworden. Ihren 
Nachnamen Elbe nahm sie an in 
Erinnerung an den Ort, an dem 
ihr neues Leben begonnen hatte. 

Um Mutter zu werden, ließ 
sich Lili im Juni 1931 noch ein-
mal operieren. Danach jedoch 
starb sie am 12.09.1931 in Dres-
den. Vor ihrer letzten Operation 
schrieb Lili ein Buch über ihr Le-
ben, das 1932 auf Deutsch unter 
dem Titel „Ein Mensch wechselt 
sein Geschlecht“ erschien. Den 
Film über ihr Leben, The Danish 
Girl, gibt es seit 2016 auch in 
deutscher Sprache.

Dezember

LINKE Kultur

Gewinner der Oktober-Ausgabe: M. Horn, Wandlitz
Lösungswort dieser Ausgabe: Die grau unterlegten Felder be
schreiben – in der richtigen Reihenfolge gelesen, einen dringenden 

Wunsch. Lösungswort bis zum 15. Januar 2024 an: Die LINKE Barnim, Redaktion OW, Heegermühler 
Straße 15, 16225 Eberswalde oder E-mail: offeneworte@dielinke-barnim.de; 
gespendeter Preis dieser Ausgabe: 1 JahresAbo „Eulenspiegel“. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. 
Waagerecht: 1. Singvogel, 4. menschl. Bedürfnis, 9. Talsperre im Erzgebirge, 10. Zirbelkiefer, 11. 
Schachendstellung, 12. Dämon d. griech. Mythologie, 13. Tierpfote, 16. Gewürzkraut, 19. Flüssigkeits
maß, 21. Singvogel, 23. Herbstblume, 24. Gerät zum Messen der Wassertiefe, 25. Niederschlag, 28. 
weibl. Vorname, 30. Hitze, 31. berliner.: Bruder, 33. Insektenstadium, 35. franz.: Osten, 36. Platten
label, 37. Zeitabschnitt, 38. unechter Schmuck, 39. Schadenfreude, 40. männl. u. weibl. Vorname, 
42. Anerkennung, 43. Osteuropäerin, 45. ital. Vulkan (landessprachl.), 47. organ. Verbindung, 50. 
brit.-amerikan. Mathematiker (Bletchley Park), 51. Lärm, 52. Tanzschritt, 53. Kaufmannsbund im Mit
telalter, 54. Betonungszeichen, 57. 
japan. Kampfsportjacke, 59. Milz, 
61. Kochhilfe, 63. Fechtgerät, 64. 
Dachverband der dt. Filmwirtschaft 
(Abk.), 66. Schubfach, 67. altröm. 
Konsul, 68. Stadt in Unterfranken, 
69. myth. Wesen 

Senkrecht: 1. Schriftenreihe, 2. 
Baumteil, 3. Tiergruppe, 4. Tatsa
che, 5. Fluss im Harz, 6. Zeitangabe, 
7. Nutz und Heilpflanze d. Himalaya, 
8. Eirund, 14. Salzsee in Zentralasi
en, durch Austrocknung geteilt, 15. 
wörtl. Wiedergabe, 17. Nebenfluss d. 
Donau, 18. Nautiker, 20. Verbot, 21. 
Opernlied, 22. freistehender Pfeiler, 
26. Region zw. Vogesen und Rhein, 
27. Faserzement, 29. Anrainer, 31. 
Gattung der Blattschneideramei
sen, 32. religiöser Eiferer, 34. blut
saugende Nachtgestalt, 36. bulgar. 
Gebirge, 41. Verwandter, 43. männl. 
Schwimmvogel, 44. Bedienelement, 
45. schmaler Durchlass, 46. Pflan
zengattung, 48. Pampashase, 49. 
Nebenfluss d. Torre in Slowenien 
und Italien, 51. Bewegungsabläufe 
beim Taekwondo, 55. Asiate, 56. 
Hunderasse, 58. ärmelloses Klei
dungsstück, 60. Nebenfluss d. Do
nau, 61. Teil d. Beines, 62. undichte 
Stelle, 65. Drehpunkt

Preisrätsel

Es geht wieder los: In der Corona-Zeit schenkte Die Linke Bar-
nim kostenfreie Suppe aus. Ab 17. Dezember, mit neuem rotem 

Anstrich, wird die Gulaschkanone wieder unterwegs sein. 
Hier am Ausschank: Matthias Holz und Dominik Rabe, Stadt-
verordnete in Bernau. Achten Sie auf unsere Plakate und On-

line-Ankündigungen (www.dielinke-barnim.de).  Foto: bc

Es geht wieder los:
DIE LINKE schenkt Suppe aus.

Offene Worte 
wünscht 

besinnliche 
Weihnachten 

und ein 
friedliches 
Jahr 2024.
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